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Zur Problematik der nosokomialen Übertragung von HIV
Regelungen und Empfehlungen zur Infektionsprävention
Ärzte, Pflege- und Laborpersonal sind berufsbedingt einer erhöhten Infektionsgefahr ausgesetzt. Umge-
kehrt können sie als Infektionsträger ihre Patienten gefährden. Ausgelöst durch den ›Aachener Fall‹ – ein
Herzchirurg soll mehrere seiner Patienten mit dem Hepatitis-B-Virus (HBV) infiziert haben – ist die De-
batte über Maßnahmen der Infektionsprävention neu entflammt. Die Deutsche Vereinigung zur Bekämp-
fung der Viruskrankheiten (DVV) hat Empfehlungen zur Verhütung der Übertragung von HBV durch in-
fiziertes Personal im Gesundheitsdienst veröffentlicht.1 Maßnahmen der HIV-Prävention sind in den
letzten Jahren breit diskutiert worden, und AIDS ist in der Gesundheitspolitik immer wieder ein bestim-
mendes Thema. Im Rahmen der Diskussion zur Vermeidung nosokomialer Infektionen durch infiziertes Per-
sonal mit HBV oder HCV soll hier noch einmal das Problem der HIV-Übertragung erörtert werden.

Fallbeispiele zu dieser Thematik:
• Im Juli 1999 wurde durch die Staatsanwaltschaft Frankfurt a. M. Anklage

gegen einen Arzt erhoben, der eine Patientin durch eine Ozon-Behandlung
des Blutes mit HIV und HCV infiziert haben soll. Mehrere Gutachten legen
nahe, dass die Virusübertragung durch eine nicht ausreichend sterilisierte
Glasspritze des Gerätesystems erfolgte.2,3

• Mit Urteil vom 18.11.1997 hat das Bundessozialgericht die HIV-Infektion
einer Ärztin als Berufskrankheit anerkannt, weil die Versicherte bei ihrer
Berufstätigkeit (in einem Krankenhaus, das auch AIDS-Patienten behandelte)
einer besonderen Ansteckungsgefahr ausgesetzt war.4

• In der Literatur sind weltweit nur zwei Berichte von HIV-Übertragungen durch
infiziertes medizinisches Personal auf Patienten beschrieben. Einer der Fälle
betraf Anfang der 90er Jahre einen Zahnarzt in Florida, der wahrscheinlich
sechs Patienten infiziert hatte.5 Erst 1997 wurde der zweite Fall beschrieben.
Danach hatte ein französischer Orthopäde einen von 968 im look-back geteste-
ten Patienten, wahrscheinlich schon 1983, während einer Operation infiziert.6,7

• Anfang 1992 wurden im Rahmen einer Gesundheitsuntersuchung vor Be-
ginn des Praktischen Jahres bei einem Studenten HIV-Antikörper festgestellt.
Dem Landesprüfungsamt für Heilberufe wurde empfohlen, dem Studieren-
den anstelle des chirurgischen Tertials die Tätigkeit in einem weiteren nicht
operativen Fach zu gestatten.8

Diese Beispiele zeigen die verschiedenen Möglichkeiten einer nosokomialen
Übertragung von HIV auf; lediglich die beiden Fallberichte aus den USA und
Frankreich sowie der Fall des deutschen Studenten sind für die hier angespro-
chene Thematik von Bedeutung. Welche Pflichten treffen Arbeitgeber, Betriebs-
ärzte und Beschäftigte im Gesundheitswesen? Wie geeignet sind die einzelnen
Maßnahmen und Instrumente zur HIV-Prävention für Patienten?

HIV-Laborberichtsverordnung: Die Verordnung über die Berichtspflicht für positive
HIV-Bestätigungstests vom 18. Dezember 1987 (BGBl I S. 28/9) dient gem. § 1
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der Erfassung von HIV-Infektionen zur Beurteilung der
epidemischen Lage. Aufgrund § 3 der VO erfolgen die
Meldungen anonymisiert; die Reidentifikation einer ge-
testeten Person ist nicht möglich. Sinn und Zweck der
Rechtsnorm ist also weder eine namentliche Meldepflicht
an das Gesundheitsamt noch ist sie ein Instrumentarium
zur Identifikation von potenziell Infizierten.

Freiwilliger HIV-Test für Beschäftigte im Gesundheitswesen:
Nach Bekanntwerden der HIV-Infektionen durch einen
Zahnarzt in Florida haben Bundesärztekammer und
Bundesministerium für Gesundheit 1991 eine gemeinsame
Empfehlung9 veröffentlicht, die bisher nicht durch ein
neueres Dokument ersetzt wurde und deshalb als Sach-
stand anzusehen ist: ››Die Möglichkeit einer Ansteckung
eines Patienten gelegentlich diagnostischer oder thera-
peutischer Maßnahmen durch einen HIV-infizierten Arzt
ist in den letzten Jahren wiederholt erörtert worden. Dieses
Risiko ist nach allen vorliegenden mehr als zehnjährigen
Erfahrungen im Umgang mit HIV außerordentlich gering,
so wurde bis 1990 kein dokumentierter Fall berichtet.‹‹

Sinngemäß heißt es dort weiter: Eine HIV-Übertragung
durch eine/n Arzt/Ärztin auf Patienten ist nur im Laufe be-
stimmter invasiver Eingriffe denkbar, bei denen es zu blu-
tenden Selbstverletzungen der operierenden Person kom-
men kann. Ärzte und Zahnärzte, die solche Tätigkeiten
ausüben und bei denen Infektionsrisiken bestanden oder
bestehen, sollten durch einen HIV-Antikörpertest abklä-
ren, ob sie infiziert sind und damit als potenzielle Infek-
tionsquelle in Betracht kommen. Bei negativem Test-
ergebnis und weiter bestehendem Infektionsrisiko sollten
sie den Test in regelmäßigen Abständen wiederholen.

Bei positivem Testausfall sollten keine ärztlichen oder
zahnärztlichen Eingriffe mehr vorgenommen werden, die
eine Verletzungsgefahr für die operierende Person selbst
beinhalten und somit auch eine Infektionsgefahr für den
jeweiligen Patienten. Alle anderen ärztlichen Tätigkeiten
können ohne Vorbehalt ausgeübt werden. HIV-infizierte
Ärzte/Ärztinnen oder Zahnärzte/-ärztinnen sollen gegebe-
nenfalls ihr Tätigkeitsfeld einschränken oder in ein anderes
wechseln. Ihnen ist hierbei weitgehende Unterstützung zu
gewähren; insbesondere ist dafür Sorge zu tragen, dass
sie in ihren sonstigen ärztlichen Tätigkeitsbereichen und
in ihrem beruflichen Fortkommen nicht ungebührlich be-
einträchtigt werden. Der Fürsorgepflicht der Ärzteschaft
bzw. der Arbeitgeber kommt in dieser Situation eine be-
sondere Bedeutung zu. Die gebotene Hilfe muss ange-
messen sein und ohne Diskriminierung gewährt werden.

Arbeitsmedizinische Vorsorge: Im berufsgenossenschaftlichen
Untersuchungsgrundsatz für arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen (G 42) sind HIV-Antikörpertests Teil des Unter-
suchungsangebotes an Ärzte, Pflege- und Laborpersonal. Wich-
tig ist, dass dies lediglich eine Empfehlung darstellt, de-
ren Nichtbeachtung ohne Sanktionen bleibt. Der Umfang
der mikrobiologischen Diagnostik zu den verpflichtenden
Vorsorgeuntersuchungen gem. § 15 Abs. 1 BioStoffV ist
im Anhang IV der VO abschließend beschrieben; HIV ist
dort nicht genannt. Damit ist auch im medizinischen Ar-
beitsschutz das Prinzip der Freiwilligkeit einer HIV-
Antikörpertestung durchgängiges Prinzip.

Arbeitsvertragliche Regelungen: Denkbar ist, im Rahmen arbeits-
vertraglicher Regelungen eine Untersuchungspflicht auf
HBV, HCV und HIV zu vereinbaren.10 Dies ergibt sich –
bei allen Besonderheiten des Arbeitsrechts – aus der Ver-
tragsfreiheit. Wäre ein Arbeitnehmer mit dieser Bedingung
nicht einverstanden, käme ein Vertrag nicht zustande. Prob-
lematisch ist sicherlich, ob solche Klauseln nachträglich in
einen Arbeitsvertrag aufgenommen werden können, denn
dies würde einen weitgehenden Eingriff in das Persönlich-
keitsrecht eines Beschäftigten bedeuten. Anders gefragt:
Verliert ein/e Beschäftigte/r ihren/seinen Anspruch auf Lohn
oder Gehalt, wenn sie/er eine Untersuchung auf HIV ab-
lehnt; stellt die Weigerung einen Kündigungsgrund dar?
Zur schlüssigen Beantwortung dieser Frage bedarf es
u. E. auch unter Hinweis auf Art. 2 Abs. 2 GG einer all-
gemeingültigen Rechtsnorm (››Jeder hat das Recht auf
Leben und körperliche Unversehrtheit. ... In dieses Recht
darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.‹‹).

Patientenrechte: In der bisherigen Betrachtung ging es aus-
schließlich um Rechte und Pflichten von Beschäftigten
im Gesundheitswesen. Andererseits besteht der berech-
tigte Anspruch der Patienten, vor nosokomialen Infektionen
bewahrt zu werden. Die Wahrscheinlichkeit einer blut-
übertragenen Infektion hängt offensichtlich von der Zahl
der infektiösen Einheiten im Blut z. B. eines Chirurgen
oder Zahnarztes ab. Dazu können sich aus den Arbeitsbe-
dingungen, Arbeitsweisen und -techniken Risikofaktoren
ergeben.

Natürlich ist die Wahrscheinlichkeit einer iatrogenen Über-
tragung für denjenigen außerordentlich nachrangig, der
tatsächlich infiziert wurde. Eine Zusicherung absoluter
Sicherheit kann jedoch bei medizinischen Eingriffen nie-
mals gegeben werden. Zu den mit bestimmten invasiven
Eingriffen ohnehin verbundenen Komplikationsmöglich-
keiten kommen unabhängig von Infektionsgefahren wei-
tere Risiken, die in der Person des/der Operateurs/Opera-
teurin begründet sind.11 Unter Sicherheitsaspekten lässt
sich die Notwendigkeit einer HIV-Testung von Beschäf-
tigten im Gesundheitswesen, solange es an einer gesetzli-
chen Regelung fehlt, lediglich ethisch begründen.12

Die Frage, ob ein/e HIV-infizierte/r Mitarbeiter/in die Pa-
tienten über seinen/ihren Infektionsstatus aufklären muss,
wird sehr kontrovers diskutiert. Würde eine solche Ver-
pflichtung postuliert, hätte dies im Ergebnis ein Tätigkeits-
verbot zur Folge, denn Patienten könnten eine solche In-
formation kaum sachlich werten. Sie würden in aller Re-
gel eine Behandlung durch eine solche Person ablehnen,
unabhängig davon, ob tatsächlich ein Risiko besteht und
wie dieses eingeschätzt werden muss. Deshalb wäre eine
solche Verpflichtung im Ergebnis nicht zu rechtfertigen.

Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdienstes: Da die HIV-In-
fektion – wie dargelegt – keiner namentlichen Meldepflicht
unterliegt, erfahren Gesundheitsämter nur in Ausnahme-
fällen vom Infektionsstatus eines Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen. Dies war aber zum Beispiel in dem be-
richteten Fall aus Frankfurt a. M. (vgl. oben: erstes Fallbei-
spiel) gegeben, da im Rahmen der staatsanwaltlichen Er-
mittlungen das Gesundheitsamt eine Begehung der Arzt-
praxis durchgeführt und dabei wesentliche Erkenntnisse
zum Sachverhalt gewonnen hatte. Der Beklagte wurde in
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erster Instanz zu einer Zahlung von Schmerzensgeld und
zu einer monatlichen Rente an die infizierte Person verur-
teilt. Ein Gericht hat also Tatsachen festgestellt, die zum
Auftreten einer übertragbaren Krankheit führen können
(§ 10 BSeuchG). Die Rechtsfolge der zitierten Norm be-
stimmt, dass die zuständige Behörde dann die notwendi-
gen Maßnahmen zur Abwendung der dem einzelnen oder
der Allgemeinheit hierdurch drohenden Gefahren trifft.

Grundsätzlich besteht also für das Gesundheitsamt durch-
aus die Möglichkeit, für Beschäftigte im Gesundheitswe-
sen Tätigkeits- oder Berufsverbote auszusprechen. Aller-
dings müssen bei allen Maßnahmen nach dem Bundes-
Seuchengesetz, wie überhaupt bei allen ordnungsrecht-
lichen Vorgehensweisen, drei ganz wesentliche Einschrän-
kungen und Voraussetzungen beachtet werden: Die vor-
gesehenen Maßnahmen müssen notwendig, geeignet und
verhältnismäßig sein. Sind mehrere Vorgehensweisen mög-
lich, muss diejenige gewählt werden, die für die betroffe-
nen Personen den geringsten Eingriff in ihre Persönlich-
keitsrechte darstellt. Es gibt Berichte über die Nachunter-
suchung von Patienten HIV-infizierter Chirurgen, die
keinerlei Anhaltspunkte für iatrogene Infektionen erbracht
haben,13 so dass die beiden o.g. Ereignisse aus den USA
und Frankreich die Ausnahme und nicht die Regel sind.

Anders als bei HCV sind die Übertragungswege und Über-
tragungsrisiken bei HIV bekannt und gut untersucht.14

Wirksame Maßnahmen zur Infektionsprävention im Kran-
kenhaus sind von der Kommission für Krankenhaushy-
giene und Infektionsprävention beschrieben worden.15

Standards zur Untersuchung auf HIV bei Beschäftigten im Ge-
sundheitswesen
Zur Prävention der nosokomialen Übertragung von HIV ist aktuell
von folgenden Rahmenbedingungen auszugehen:

• Es gibt keine namentliche Meldepflicht für einen HIV-infizierten
Beschäftigten im Gesundheitswesen, die auf das Seuchenrecht
gestützt werden kann.

• In der BiostoffV ist eine routinemäßige Testung auf HIV-Anti-
körper nicht vorgesehen.

• Der G 42 sieht eine Angebotsuntersuchung auf diesen Virus-
marker vor.

• BMG und BÄK fordern zur freiwilligen Testung aller Beschäftig-
ten auf, die invasive Eingriffe durchführen und bei denen Infek-
tionsrisiken (beruflich wie privat) bestanden oder bestehen. Es
wird in der Veröffentlichung nur von Ärzten oder Zahnärzten
gesprochen.

• Der öffentliche Gesundheitsdienst ist im Rahmen des Bundes-
Seuchengesetzes befugt, HIV-infizierten Beschäftigten Aufla-
gen zur Berufsausübung zu erteilen. Diese müssen verhältnis-
mäßig sein. Aufgrund des beschriebenen Übertragungsrisikos
wäre ein Tätigkeitsverbot allenfalls in besonders gelagerten
Ausnahmefällen zu rechtfertigen.

• Arbeitsvertragliche Regelungen zur Duldungspflicht von Unter-
suchungen auf HIV sind möglich. Ob eine solche Vereinbarung
bei bestehenden Verträgen auch nachträglich getroffen werden
kann, ist umstritten.

Eine Testung auf HIV-Antikörper ist nach den beschrie-
benen Standards eindeutig vom Prinzip der Freiwilligkeit
und Eigenverantwortung geprägt. Der Gesetzgeber hat
sich gegen eine namentliche Meldung an Dritte (Arbeit-
geber, öffentlicher Gesundheitsdienst) ausgesprochen.

Daraus folgt, dass Regelungen, die unmittelbar oder mit-
telbar Zwang ausüben, sich nicht auf den bisherigen

Konsens berufen können. – Als entscheidende Präventions-
maßnahme ist die regelmäßige Schulung des Personals
und dort besonders der Berufsanfänger anzusehen, da bei
HIV die Übertragungswege bekannt und wirksame
Hygienemaßnahmen beschrieben sind.

Schlussbemerkung: Betriebsärzte geraten im skizzierten
Problemkreis am ehesten in eine Konfliktsituation. Sie
sollen im vertraulichen Gespräch auf die Notwendigkeit
einer Testung sowohl im eigenen als auch im Interesse
der Patienten hinwirken. Wie verhalten sie sich, wenn
sich jemand trotz einer dringenden Indikation weigert,
dieser Untersuchung zuzustimmen? Welche Verpflich-
tung trifft sie, wenn HIV-Antikörper bei einem Beschäf-
tigten festgestellt wurden?

Da sowohl ein Infektionsrisiko bei der Ausübung des Be-
rufes besteht als unter bestimmten Bedingungen auch eine
Übertragung von Infektionen auf den Patienten durch einen
infizierten Arzt möglich ist, erscheint es notwendig, im
Falle einer Infektion eines im Gesundheitswesen Be-
schäftigten zu klären, welche Maßnahmen geeignet sind,
um dem Betreffenden eine adäquate Berufsausübung zu
ermöglichen. Die Einschätzung eines Gremiums zur Be-
urteilung des Falles und Erarbeitung von Empfehlungen
erscheint sinnvoll, da in diesem Falle verschiedene Aspekte
der Infektion und des Infektionsrisikos beleuchtet und die
Belange aller Beteiligten berücksichtigt werden können.
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